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Seinem Lehrer Kar l Josef Partsch ist der Verfasser  für die während 
dieser Zeit bewiesene Geduld und Ungeduld gleichermaßen dankbar. 
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Einleitung 

Im Jahre 1875 schrieb Robert von Mohl: „Theoretisch ist die Ordnung 
der parlamentarischen Geschäfte, trotz der offenbaren  Wichtigkeit der 
Sache und der Zweifelhaftigkeit  mancher Fragen, bis itzt noch wenig 
und kaum genügend bearbeitet."1 Diese Feststellung gi l t noch heute. 
Die seither erschienenen größeren Bearbeitungen des Parlamentsrechts 
sind vorwiegend an den praktischen Bedürfnissen des Parlaments 
orientiert und zudem veraltet, wei l noch zur Zeit des Konstitutionalis-
mus entstanden2. Das groß angelegte „Parlamentsrecht des Deutschen 
Reiches" von Julius Hatschek3 blieb unvollendet; die von ihm entwik-
kelten theoretischen Lehren fanden keine Anhänger. 

Lediglich der Frage nach der Rechtsnatur der kodifizierten Geschäfts-
ordnung wurde eine Zeitlang Interesse entgegengebracht. Die Behand-
lung von Grundproblemen der parlamentarischen Geschäftsordnungs-
autonomie und des autonomen Parlamentsrechts blieb aber im wesent-
lichen auf diesen Teilaspekt beschränkt. Seit einiger Zeit ist auch diese 
Auseinandersetzung unter dem Eindruck einer herrschenden Meinung 
fast vollständig zum Erliegen gekommen. 

Dieser Mangel an theoretischer Durchdringung ist nicht ohne bedenk-
liche Folgen geblieben. Rechtsfragen der parlamentarischen Geschäfts-
ordnungsautonomie und des autonomen Parlamentsrechts werden häu-
fig nicht an Hand der maßgeblichen Verfassungsvorschriften  beant-
wortet, sondern durch Ableitungen aus der als gesichert geltenden 
Rechtsnatur der kodifizierten Geschäftsordnung. So erklärte das Bun-
desverfassungsgericht,  ohne den Ar t ike l 40 Abs. 1 des Grundgesetzes 
heranzuziehen, in Übereinstimmung mit der herrschenden Lehre und 
wohl deshalb ohne Begründung, die Geschäftsordnung des Bundestages 

1 Robert von Mohl : Krit ische Erörterungen über Ordnung und Gewohn-
heiten des deutschen Reiches, I I . Die Verhandlungen im Reichstage, in: 
ZgesStaatswiss. Bd. 31 (1875) S. 41. 

2 Vgl. K u r t Pereis: Das autonome Reichstagsrecht, 1903; August Plate: 
Die Geschäftsordnung des Preußischen Abgeordnetenhauses, ihre Geschichte 
und ihre Anwendung, 2. Aufl. , 1904; Adol f Gröber: Bericht der Geschäfts-
ordnungskommission über die Revision der Geschäftsordnung der Zweiten 
Kammer des Württembergischen Landtags, in : Verhandlungen der Wür t tem-
bergischen Zweiten Kammer (Kammer der Abgeordneten) auf dem 37. Land-
tag in den Jahren 1907/1909, Beilagen-Bd. 105, 1909, Beilage 372; Bernhard 
Jungheim: Die Geschäftsordnung für den Reichstag m i t Anmerkungen, 1916. 

3 Julius Hatschek: Das Parlamentsrecht des Deutschen Reiches, 1915. 
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sei eine autonome Satzung. Aus dieser Rechtsnatur folge, daß die Ge-
schäftsordnung der geschriebenen Verfassung und den Gesetzen im 
Rang nachstehe4. 

Die Ar t und Weise, in der in Vergangenheit und Gegenwart Ge-
schäftsordnungsangelegenheiten vom Parlament selbst gehandhabt 
worden sind, offenbart  zudem ein erhebliches Auseinanderklaffen  der 
herrschenden Theorie und der Parlamentspraxis. Denn an Erlaß, Ab-
änderung, Anwendung und Aufhebung von Vorschriften  der kodifizier-
ten Geschäftsordnung werden in der parlamentarischen Praxis nicht die 
strengen Anforderungen  gestellt, die aus rechtsstaatlichen Gründen 
gestellt werden müßten, handelte es sich bei der kodifizierten Ge-
schäftsordnung um eine autonome Satzung. 

Die herrschende Theorie erklärt auch nicht alle Erscheinungsformen 
der kraft  der Geschäftsordnungsautonomie getroffenen  Regelungen. 
Denn sie äußert sich nur über die Rechtsnatur der kodifizierten Ge-
schäftsordnung, die lediglich einen Teil des autonomen Parlaments-
rechts darstellt, während Geschäftsordnungsangelegenheiten vom Par-
lament nicht selten außerhalb der kodifizierten Geschäftsordnung und 
auch im Widerspruch zu ihr geregelt werden. 

Mi t dieser Arbeit soll ein Beitrag zur Auslegung des Ar t ike l 40 Abs. 1 
des Grundgesetzes und zur dogmatischen Erfassung des Parlaments-
rechts geleistet werden. Durch die Auslegung der Verfassungsvorschrift 
werden Inhalt, Umfang und Grenzen der parlamentarischen Geschäfts-
ordnungsautonomie zu bestimmen gesucht. Da die Geschäftsordnungs-
autonomie des Parlaments ein im deutschen Verfassungsrecht  seit der 
Zeit des Konstitutionalismus verwurzeltes Rechtsinstitut darstellt und 
dies für die Auslegung von erheblicher Bedeutung ist, w i rd zunächst 
der Entstehung und Ausprägung des Rechtsinstituts nachgegangen. An 
Hand der Ergebnisse der Verfassungsinterpretation  und der Auswer-
tung der Parlamentspraxis werden Quellen, Adressaten, Geltungsrang 
und Geltungsdauer des autonomen Parlamentsrechts näher untersucht. 
Schließlich w i rd auf dieser Grundlage versucht, den Rechtscharakter 
des autonomen Parlamentsrechts zu bestimmen. 

4 Ur te i l des Bundesverfassungsgerichts  vom 6. März 1952, — 2 BvE 1/51 —, 
BVerfGE Bd. 1 S. 144—162 (S. 148 f). 



Erster  Teil 

Grundlagen 

Erstes  Kapitel 

Terminologische Grundlagen 

§ 1: Zur Begriffsbestimmung 

1. Unter parlamentarischer  Geschäftsordnungsautonomie  w i rd im 
folgenden das — im Grundgesetz durch Ar t ike l 40 Abs. 1 gewährlei-
stete — Recht des Parlaments verstanden, seine Geschäftsordnungsan-
gelegenheiten selbständig und unabhängig zu regeln. Weil die herr-
schende Meinung die vom Parlament kraft  seiner Geschäftsordnungs-
autonomie erlassene geschriebene Geschäftsordnung als autonome Sat-
zung qualifiziert 1, muß nachdrücklich hervorgehoben werden, daß unter 
parlamentarischer Geschäftsordnungsautonomie hier allein das Recht 
des Parlaments auf Selbständigkeit und Unabhängigkeit bei der Rege-
lung seiner Geschäftsordnungsangelegenheiten verstanden w i rd und 
nicht etwa eine ihm von der Verfassung eingeräumte und garantierte 
Autonomie im Sinne autonomer Rechtsetzungsbefugnis oder Satzungs-
gewalt. 

Ob die kraft  der Geschäftsordnungsautonomie ergehenden Regelun-
gen von Geschäftsordnungsangelegenheiten als autonome Rechtsetzung, 
als Satzungen zu qualifizieren sind, w i rd erst im letzten Kapitel dieser 
Arbeit untersucht werden. 

2. Als Parlamentsrecht  werden, dem Sprachgebrauch von Julius 
Hatschek folgend 2, alle Vorschriften  und Regelungen bezeichnet, die 
die Organisation und Zusammensetzung des Parlaments bestimmen, 
seine Funktionen und sein Verfahren  regeln und auf die Frage Ant-

1 So z.B. v. Mangoldt /K le in : Das Bonner Grundgesetz, 2. Aufl. , Bd. 2, 
1964, Anm. I V 1 zu Ar t . 40, S. 914 f; Theodor Maunz: in : Maunz/Dür ig: 
Grundgesetz, 1964, Rdnr. 21 zu Ar t . 40; Giese/Schunck: Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, 7. Aufl., 1965, Erl. 3 zu Ar t . 40, S. 102; 
BVerfGE Bd. 1 S. 148; BayVerfGHE N. F. Bd. 8 S. 100. 

2 Julius Hatschek: Das Parlamentsrecht des Deutschen Reiches, 1915, S. 1. 
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